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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Seit 1983 war es nie mehr vorgekommen, dass in einem Jahr über kein einziges
Volksbegehren abgestimmt wurde. Dies war allerdings 2017 wieder der Fall. Zu diesem
Umstand beigetragen hatte nicht nur der in den letzten Jahren zu verzeichnende
leichte Rückgang der Zahl lancierter Initiativen – in den Medien war nach der
«Initiativenflut» eine eigentliche «Initiativenflaute» beklagt worden –, sondern auch,
dass im Jahr 2017 gleich drei Begehren zurückgezogen wurden (2016: 1). Im Falle der
«Rasa-Initiative», mit der die Masseneinwanderungsinitiative wieder aus der Verfassung
hätte gestrichen werden sollen, war lange unklar, ob sie nicht doch an die Urne
gelangen wird. Bei der «Wiedergutmachungsinitiative» hatte das Parlament in Form des
Bundesgesetzes über die Aufarbeitung der fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und
Fremdplatzierungen vor 1981 einen indirekten Gegenvorschlag verabschiedet, der die
Initianten zufrieden stellte. Der Bauernverband schliesslich zog seine Initiative «für
Ernährungssicherheit» zurück, weil das Parlament eine Verfassungsänderung als
direkten Gegenvorschlag ausgearbeitet hatte, der mittels obligatorischem Referendum
Ende September 2017 angenommen wurde. 
Allerdings dürfte es in den folgenden Jahren kaum mehr ausschliesslich zu
Abstimmungswochenenden ohne Volksinitiativen kommen, waren doch 2017 zwölf
Begehren abstimmungsreif bzw. beim Bundesrat oder im Parlament hängig (2016: 8).
Zudem hatten die Komitees in diesem Jahr für vier Initiativen (2016: 8) die nötigen
Unterschriften in der 18-Monate-Frist zusammengebracht, nämlich für die Initiative
«für einen vernünftigen Vaterschaftsurlaub», die «Transparenz-Initiative» sowie die
Initiative «Ja zum Verhüllungsverbot». Auch die «Pflegeinitiative» war 2017 zustande
gekommen, also noch im gleichen Jahr, in dem sie vom Schweizerischen Berufsverband
für Pflegefachpersonal (SBK) lanciert worden war. 
Darüber hinaus wurden im Jahr 2017 für zwölf Begehren Unterschriften gesammelt
(2016: 7). Neben den bereits 2016 lancierten Initiativen «für eine Schweiz ohne
synthetische Pestizide" und «Fair-Preis-Initiative» wurden also im Berichtsjahr zehn
neue Volksinitiativen lanciert (2016: 6), fünf davon innerhalb eines Monats, was in
einigen Medien und bei Politikerinnen und Politikern die Angst vor einer neuerlichen
Initiativenflut heraufbeschwor – insbesondere, weil im Jahr vor den Wahlen wohl noch
zahlreiche Parteien wieder Initiativen als Wahlkampfvehikel einreichen würden. Yannick
Buttet (cvp, VS) sprach sogar von einem Systemfehler, da Initiativen immer mehr als
Blockadeinstrumente gebraucht würden. Interessant waren freilich die Forderungen
der neu lancierten Begehren. Drei liessen sich dem Gesundheitswesen zuschreiben (die
oben erwähnte «Pflegeinitiative», die Initiative «Organspende fördern» und die
Initiative für die «Organisationsfreiheit der Kantone für die Krankenversicherung»), drei
stammten von Umwelt- bzw. Tierschutzkreisen («Trinkwasser-Initiative»,
«Atomkraftwerke abschalten» und «Tier- und Menschenversuchsverbot»), zwei von
links («99 Prozent-Initiative» und «Verbot der Finanzierung von
Kriegsmaterialproduzenten») und eines von rechts («Zuerst Arbeit für Inländer»). Das
zehnte neu lancierte Begehren, die Initiative für ein «von den Krankenkassen
unabhängiges Parlament» richtete sich gegen die Krankenkassenlobbys im Parlament
und stammte von demselben Komitee wie die Initiative, mit welcher gefordert wurde,
dass die Kantone in der Organisation der Krankenkassen frei sind. Bekannte Köpfe in
diesem Komitee waren Pierre-Yves Maillard (VD, sp) und Mauro Poggia (GE, mcg),
ehemals Nationalräte und aktuell Regierungsräte in den Kantonen Waadt und Genf. 
Dass das Sammeln von 100'000 Signaturen in 18 Monaten nach wie vor kein Kinderspiel
ist, zeigten die beiden Initiativen, die 2017 gescheitert waren (2016: 1): Die Initiativen
«Stopp den Auswüchsen von Via sicura» und «Ja zur Bewegungsmedizin». 1
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